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Sehr geehrte Herren Vorsitzende,

Ministerium fur Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Technologie
des Landes Schleswig-Holstein

Minister

23. Oktober 2012

den anliegenden Entwurf der Neufassung der Bund-Lander-Verwaltungsvereinbarung
Uber die gemeinsame Bund-L&nderférderung im Rahmen des Férderprogramms ,Innovati-
ver Schiffbau sichert wettbewerbsfahige Arbeitsplatze” Ubersende ich unter Hinweis auf
Artikel 22 Abs. 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in Verbindung mit §§ 3, 5
Parlamentsinformationsgesetz mit der Bitte um Kenntnisnahme.

Der schleswig-holsteinische Schiffbau kann langfristig nur Giberleben, wenn er sich auf
seine Starken im Spezialschiffbau, welcher schon heute einen Grofteil der Auftrage auf
schleswig-holsteinischen Werften ausmacht, konzentriert und dies durch forcierte An-
strengungen fir Investitionen in Forschung, Entwicklung und Innovation unterlegt.
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Seitdem die auftragsbezogene Wettbewerbshilfe (Bund-Landerprogramm) zum 1. April
2005 mit Ausfinanzierung bis 31.3.2008 wegfiel, war die einzige Mdglichkeit, die schles-
wig-holsteinischen Werften bei diesem Prozess zu unterstiitzen das Férderprogramm ,In-
novativer Schiffbau sichert wettbewerbsfahige Arbeitsplatze®.

Im Rahmen dieses Programms kénnen deutsche Werften staatliche Férderung flir die in-
dustrielle Anwendung von Produkten und Verfahren beim Neubau, Umbau und bei der
Reparatur von Schiffen unter bestimmten Férdervoraussetzungen erhalten.

Der Bund hat in den Jahren 2005 bis 2008 die schleswig-holsteinischen Werften (FSG und
Lindenau GmbH) aus diesem Programm mit insgesamt 12,9 Millionen Euro geférdert. Seit
2009 musste das Land Schleswig-Holstein sich an der Finanzierung der Innovationsbeihil-
fen fur seine Werften mit 50% beteiligen, wenn diese entsprechend geférdert werden soll-
ten. Das Land hat seitdem 866.339 Euro fur die Férderung von zwei innovativen Projekten
der FSG im Rahmen der bis 31.12.2011 giiltigen Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund
und Kistenlandern ausgezahlt.

Die gegeniiber den Vorjahren geringe Férderung aus dem Innovationsprogramm hing un-
mittelbar mit der weltweiten Schiffbaukrise und der damit einhergehenden geringen Anzahl
von Neubauauftrdgen zusammen. Zwischenzeitlich liegen bei den schleswig-
holsteinischen Werften diverse innovative Neubauprojekte vor; von einem deutlich héhe-
ren Férdervolumen in den kommenden Jahren ist auszugehen.

Die Schiffbauindustrie ist schon jetzt, unterstiitzt durch das Férderprogramm ,Innovativer
Schiffbau sichert wettbewerbsféhige Arbeitsplatze®, mit nachhaltigen Antriebsstrategien in
einem derzeit schwierigen Markt erfolgreich.

Die neue Richtlinie vom 25. Juli 2012 weist gegeniiber vorherigen Fassungen wichtige
Verbesserungen auf, die den veranderten Schiffoauméarkten und schiffstechnischen Her-
ausforderungen, aber auch der gestiegenen Bedeutung ékologischer Aspekte Rechnung
tragen. Der Anwendungsbereich der Férderung wurde auf Binnenschiffe sowie auf
schwimmende, bewegliche Offshore-Strukturen erweitert. Die fiir die Werften entschei-
dende Neuerung ist allerdings die Erhéhung der maximalen Beihilfeintensitat fir Innovati-
onen, die nachweisbar zu Qualitédts- und Leistungsverbesserungen im Umweltschutzbe-
reich fiihren, auf bis zu 30 % der Investitionssumme (Nr. 9.3 in Verbindung mit Nr. 4.5
Buchstabe c). Damit werden besondere Anreize gesetzt, um neue, umweltfreundliche
Technologien meist Uiber gesetzliche Mindestanforderungen hinaus in der maritimen Wirt-
schaft zu implementieren. Hiervon werden besonders auch die Hersteller von umwelt- und
klimaschonenden Schiffsausriistungen profitieren, indem innovativen Komponenten fiir
den Neubau und die Nachriistung ein schneller Marktzugang erméglicht wird.
Insbesondere vor dem Hintergrund der internationalen Konkurrenz ist die Innovationshilfe
ein wesentlicher Beitrag zur Strukturanpassung und Sicherung von Arbeitsplatzen auf den
Werften in unserem Land. Indirekt profitiert auch die in Schleswig-Holstein starke Zuliefer-
industrie, denn rund 70% der Wertschépfung beim Bau eines modernen Schiffes werden
von den Zulieferfirmen beigetragen.

Der schnelle Handlungsbedarf ergibt sich im Interesse der schleswig-holsteinischen Werf-
ten. Das BMWi hat mit Schreiben vom 13.September 2012 die Verwaltungsvereinbarung
zwischen dem Bund und den Kistenlandern zur Unterschrift zugesandt.

Erst wenn diese von beiden Vertragspartnern unterzeichnet ist, kénnen vom fiir die Pro-
grammabwicklung zustdndigen Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle in Esch-
born die Zuwendungsvertrage mit den schleswig-holsteinischen Werften abgeschlossen
und von den Zuwendungsempfangern mégliche Raten abgerufen werden. Mittel fiir eine
Kofinanzierung des Landes stehen im Haushalt 2012 zur Verfiigung.
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Im Haushaltsentwurf 2013 sind im Rahmen des Budgets des MWAVT Barmittel in Hohe
von 2,25 Millionen Euro und fiir die Jahre 2014 bis 2016 Verpflichtungserméachtigungen in
Hoéhe von jeweils 1 Million Euro vorgesehen.

Das Interesse Schleswig-Holsteins an der Férderung innovativer, é6kologischer und um-
weltschonender Projekte seiner Werften ist sehr hoch.

Mit freundlichen GriiRen

R Wy

Reinhard Meyer



Verwaliungsvereinbarung
zwischen der Bundesrepublik Deutschiand
- verireten durch das Bﬁndesministerium fiir Wirtschaft und Technologie -
(im Folgenden: BRiWi)
und |
den Bundesldnderin Bramen, Hamburg,
Mecklenburg-VYorpommern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein
(im Folgenden: die Bundeslinder)
liber die gemeinsame Bund-Linder-Férderung im Rahmen des Forderprogramms
wInnovativer Schiffbau sichert wettbewerbsfiahige Arbeitspléize”
geméh Richtlinie des BMWi vom 28. Juli 2012

Ausgangslage

Rechtsgrundlage fur die Durchfuhrung, Prifung und Beteiligung der Bundeslénder bei der

Férderung der Antrége ist die Richtlinie des BMWi zum Forderprogramm  Innovativer Schiffbau

sichert wettbewerbsfahige Arbeitsplatze” vom 25. Juli 2012".

Nach Ziffer 3.1 der o.g. Richtlinie beteiligen sich das BMWi und die Bundeslander jeweils héiftig
(BMWi 50% und das jeweilige Bundestand 50 %) an der Forderung von forderfahigen
Aufwendungen ftir schiffbauliche Innovationen, sofern antragsteliende Werften ihren Sitz und
Geschaftsbetrieb in einem Bundesland haben, fir das es Zusagen des Bundes fur CIRR-
Finanzierungen fr Schiffbauauftrage zumindest einer in diesem Bundesland anséssigen Werft

gibt (im Folgenden: Kofinanzierung).

Die Modalitaten der innovationsférderung im Rahimen des Férderprogramms werden in einem

dem Antragsteller zugehenden Zuwendungsbescheid festgelegt.

" versffentlicht im Bundesanzeiger vorn 13. August 2012
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Uber folgende Eckpunkie der Gewidhrung der Zuwendung besieht Einvernehmern

2wischen Bund und Bundeslidnderi:

1.

Die Gewdahrung der Innovationsférderung steht unter dem Vorbehalt der Verfligbarkeit der

veranschlagten Mittel des Bundes und des kofinanzierenden Bundeslandes.

Entscheidend flr die Pflicht zur Kofinanzierung ist die Zusage des Bundes flir eine CIRR-
Finanzierung. Das Bundesland beginnt mit der Kofinanzierung in dem Haushaltsjahr, das
der ersten Zusage des Bundes zu einer CiRR-Finanzierung folgt; eine Pflicht zur
Kofinanzierung besteht dann auch hinsichtlich faliiger Zahlungen aus bereits nach

zugesagter CIRR-Finanzierung bewilligten Innovationsbeihilfen.

Die Kofinanzierung der Innovationsférderung durch das Bundesland erfolgt wahrend der
Laufzeit der Finanzierung des gefdrderten Schiffbauauftrages. Sind alle fir Aufirage von
Werften des Bundeslandes vereinbarten Finanzierungen, fur die der Bund eine CIRR-
Zusage gegeben hat, ausgelaufen oder beendet, endet die Pfiicht zur Kofinanzierung der
Innovationsforderung durch das Bundesland. Hiervon unberiihrt bleiben bereits bewilligte

innovationsférderungen.

Der Bund und das betreffende Bundesland sind berechtigt, bei Einstellung der Finanzie-

rung der Innovationsforderung durch die jeweils andere Partei ihre sigene Finanzierung

einzustellen,

Das vom Bund fir die Durchfiihrung der Innovationsférderung beauftrage Bundesamt far
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) holt vor Gewshrung der Innovationsbeihilfe die

Zustimmung des Bundeslandes zur Kofinanzierung ein.

Die Dauer der Verpflichtung der CIRR-Finanzierung seitens des Bundes muss aus der
CIRR-Zusage erkennbar sein. Dem Bundesland wird anschiieRend fir jede zugesagte
CiRR-Finanzierung eine Kopie dieser CIRR-Zusage vorgelegt. Uber das Ende der
Finanzierung eines durch eine CiRR-Zusage des Bundes geférderten Schiffbauauftrages

informiert der Bund das Bundesland.

Mdgliche Ruckzahlungen erfolgen durch den Zuwendungsempfanger Uber das BAFA
anteilig entsprechend dem Anteil von Bund und Bundesland an der Zuwendung

einschlieBlich gegen den Zuwendungsempfanger erhobener Zinsen.

Als Nebenbestimmungen sind die ,Allgemeinen Nebenbestimmungen fir Zuwendungen
zur Projektforderung - Kosten" (ANBest-P-Kosten) des Bundes in der jeweils geltenden
Fassung und die weiteren Nebenbestimmungen im Zuwendungsbescheid des BAFA fur

den Bund und das betreffende Bundesland zugrunde zu legen.




3
8. Bei Tatbestdnden, die zur Riicknahme oder zum Widerruf des Zuwendungshescheides
berechtigen sowie die Rickforderung von bereits geleisteten Zuwendungen begriinden,
kénnen diese Anspriiche durch das BAFA fiir die gesamte Zuwendung geltend gemacht
werden. Die zuriick gezahiten Betrdge werden anteilig an den Bund und das betreffende

Bundesland zurlick erstattet.

9. Diese Verwaltungsvereinbarung tritt am Tage der Verdffentlichung der o.g. Richtlinie in
Krait und gilt bis zum Widerruf durch den Bund oder das betreffende Bundesland bzw.
solange, bis der Bund und das betreffende Bundesland eine abweichende Regslung
bestimmen. Sie dient ausschiieBlich der ordnungsgemafien Abwicklung des Bewilligungs-
verfahrens von Kofinanzierungen im Férderprogramm ,Innovativer Schiffbay  sichert

wetthewerhsfahige Arbeitsplatze” vom 25. Juli 2012.

Ur den Bund:

Berlin, den /17 q. 2012

Bundesministerium fir Wirtschaft und Technologie

Ulf Zumkley
Leiter des Arbeitsstab Maritime Wirtschaft 1
Geschéftsstelle des Koordinators fUr die maritime Wirtschaft

Fir das Land Schleswig-Holstein:

Kiel, den 2012

Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie
des Landes Schleswig-Holstein
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A. Grundlagen und Bedingungen

1 Zweckbestimmung

1.1 Der Schiffbau unterscheidet sich von anderen Wirtschaftszweigen durch bestimmte Merkmale, wie z. B. kleine
Produktionsserien oder Einzelfertigung von Schiffsbauten, Gré8e, Wert und Komplexitt der hergestellten Einheiten
sowie die im Allgemeinen kommerzielle Nutzung von Prototypen. Die Risiken technischer oder wirtschaftlicher Fehl-
schléage sind im Schiffbau besonders hoch und bestehen bei jeder InnovationsmaBnahme. Schiffbauliche Innovationen
stehen immer unter dem Zwang, dass sie jeweils schon bei ihrer erstmaligen Anwendung erfolgreich sein missen. Mit
dem Gemeinsamen Markt zu vereinbarende Innovationshilfen sind deshalb notwendige Anreize dafir, dass in berech-
tigten Fallen die mit der industriellen Anwendung von Innovationen verbundenen Risiken von den Werften eingegangen
und getragen werden.

1.2 Die Verfolgung und Férderung zielgerichteter Konzepte fiir Forschung und Entwicklung und Innovation (FEI) sind
die wichtigsten Elemente der unternehmerischen Strategien der deutschen Schiffbauindustrie sowie der nationalen
Schiffbaupolitik. Mit mehr Investitionen in Produkt- und Verfahrensinnovationen kann die Innovationsgeschwindigkeit
gesteigert werden. Damit kénnen Wettbewerbsvorspriinge langer gehalten und hochtechnologische Marktsegmente
besser gegen nachahmende Konkurrenten verteidigt werden. Vom Foérderprogramm ,Innovativer Schiffbau sichert
wettbewerbsféhige Arbeitsplatze“ soll deshalb ein deutlicher Anreizeffekt ausgehen, der die Zuwendungsempfanger
zu einer verstérkten Innovationstéatigkeit veranlasst.

1.3 Aufgrund ihrer Wettbewerbssituation auf dem Weltschiffbaumarkt missen sich deutsche Werften bevorzugt auf
Auftrdge fokussieren, bei denen es sich um technisch anspruchsvolle Schiffsbauten mit besonders hohen Risiken
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handelt. Dabei missen die Werften ein groBes MaB an Flexibilitat zeigen, um sowohl im Entwurf als auch wéhrend der
Produktion innovativen kundenspezifischen Anforderungen nachkommen zu kénnen. Fir die deutschen Werften ist
diese Flexibilitdt einerseits ein unverzichtbares, Auftrdge sicherndes Wettbewerbselement, andererseits aber, z. B.
wegen niedriger Kapitalausstattung, ein hohes Risiko, das durch die vorgesehene Innovationsférderung nur teilweise
gedeckt werden kann. Eine Lésung dieses Problems wirde durch eine verbesserte Struktur der deutschen Schiffbau-
industrie erreicht, in der technische und wirtschaftliche Risiken leichter getragen werden kénnen. Mit dem Férderpro-
gramm ,Innovativer Schiffbau sichert wettbewerbsfahige Arbeitsplétze” soll deshalb der notwendige Strukturwandel in
der deutschen Schiffbauindustrie unterstitzt werden.

2 Rechtsgrundlagen

2.1 Zur Férderung industrieller Anwendungen innovativer Produkte und Verfahren beim Neubau, Umbau und bei der
Reparatur von Schiffen und dem Bau schwimmender und beweglicher Offshore-Strukturen auf deutschen Werften (im
Folgenden: Innovationsférderung) werden Zuwendungen nach MaBgabe dieser Richtlinie, den Allgemeinen Verwal-
tungsvorschriften zu den §§ 23, 44 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) und - soweit Ladnderhaushaltsmittel eingesetzt
werden — den entsprechenden Verwaltungsvorschriften der Landeshaushaltsordnungen gewahrt.

2.2 Die sachlichen Voraussetzungen fir die Gewéhrung von Innovationsférderung im Zeitraum 1. Januar 2012
bis 31. Dezember 2013 ergeben sich aus der Anwendung der ,,Rahmenbestimmungen fir Beihilfen an den Schiffbau®
der Europaischen Kommission (ABI. 2011/C 364/06) vom 14.12.2011.

2.3 Ein Rechtsanspruch auf Innovationsférderung besteht nicht.

3 Kofinanzierung und Zuwendungsgrundsitze

3.1 Sofern antragstellende Werften ihren Sitz und Geschéftsbetrieb in einem Bundesland haben, fir das es Zusagen
des Bundes fir CIRR-Finanzierungen fir Schiffbauauftrdge zumindest einer in diesem Bundesland anséssigen Werft
gibt, werden die Zuwendungen aus Haushaltsmitteln des Bundes und dieses Bundeslandes gewahrt (im Folgenden:
Kofinanzierung). Die Zuwendungen werden ab Beginn der Kofinanzierung von Bund und Bundesland jeweils hélftig
getragen. Entscheidend fir den Beginn der Kofinanzierung ist der Zeitpunkt der Zusage des Bundes fir eine CIRR-
Finanzierung. Das Bundesland beginnt mit der Kofinanzierung in dem Haushaltsjahr, das der ersten Zusage des Bun-
des einer CIRR-Finanzierung folgt.

3.2 Der Beauftragte’ des Bundes entscheidet in Abstimmung mit den an diesem Programm im Rahmen einer
Kofinanzierung beteiligten Bundesléandern lber die Vergabe der fiir das Jahr verfigbaren Férdermittel aufgrund pflicht-
gemaBen Ermessens. Antrdge mit Struktur verbessernden Auswirkungen kdnnen vorrangig bedient werden.

3.3 MaBgeblich fur die zu treffenden Entscheidungen tber die Gewéhrung von Innovationsférderung ist die Zweck-
bestimmung des Foérderprogramms gemaB Nummer 1 sowie der Grundsatz der sparsamen Verwendung der Mittel zur
Foérderung eines héchstmdglichen Innovationsvolumens. Der Beauftragte prift die Antrdge und entscheidet fir den
Bund Uber die Gewdhrung von Innovationsférderung auf der Grundlage der gemaB Nummer 10.3 einzureichenden
Antragsunterlagen. In Fallen von Kofinanzierung holt der Beauftragte vorab die Zustimmung der an diesem Programm
beteiligten Bundeslander ein.

3.4 Die Gewahrung von Innovationsférderung steht unter dem Vorbehalt der Verfligbarkeit der veranschlagten Mittel
im Haushalt des Bundes und in Fallen von Kofinanzierung der betroffenen Bundesléander.

3.5 Innovationsférderung wird nur gewédhrt, wenn ein Finanzierungskonzept vorliegt, aus dem sich ergibt, dass die
Gesamtfinanzierung der zu férdernden schiffbaulichen Innovation hinreichend gesichert ist.

4 Forderfahige Vorhaben

4.1 Foérderfahig sind InnovationsmaBnahmen flr den Schiffbau, fir Schiffsreparaturen oder Schiffsumbauten bei
Handelsschiffen mit Eigenantrieb sowie schwimmenden oder beweglichen Offshore-Strukturen. Nicht férderfahig sind
die Ausriistung und Modernisierung von Fischereifahrzeugen, sofern nicht die in Artikel 25 Absatz 2 und 6 der Verord-
nung des Rates vom 27. Juli 2006 (iber den Europaischen Fischereifonds? oder in den darauf folgenden Bestimmungen
festgelegten Bedingungen erflllt sind.

4.2 Handelsschiff mit Eigenantrieb im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet ein Schiff, das (durch einen festen Antrieb
und eine feste Steuerung) alle Merkmale der Mandvrierféahigkeit fir den Hochseeeinsatz und Einsatz auf Binnengewas-
sern besitzt und einer der folgenden Kategorien angehért:

a) seegangige Schiffe von mindestens 100 BRZ zur Befdrderung von Personen und/oder Gitern;

b) seegangige Schiffe von mindestens 100 BRZ fir die Durchfiihrung von Sonderaufgaben (z. B. Schwimmbagger und
Eisbrecher);

c) Schlepper mit einer Leistung von mindestens 365 kW;

d) Binnenschiffe von mindestens 200 Tonnen Tragfahigkeit zur Beférderung von Gutern;

" Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Technologie hat das zu seinem Geschéftsbereich gehérende Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle (BAFA), 65760 Eschborn, Frankfurter StraBe 29 - 35, beauftragt.

2 ABI. L 223 vom 15.8.2006, S. 1.
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e) Binnenschiffe von mindestens 40 Tonnen Verdrangung zur Beférderung von Personen und nicht frachttragende
Binnenschiffe fir die Durchfihrung von Sonderaufgaben (z. B. Schwimmbagger, Eisbrecher);

f) Unfertige Gehause der unter den Buchstaben a bis e genannten Schiffe, die freischwimmend und beweglich sind.

4.3 Schwimmende und bewegliche Offshore_—.Strukturen im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet Strukturen, die der
Exploration, Gewinnung oder Erzeugung von Ol, Gas und erneuerbaren Energien dienen, und die auBer dem Eigen-
antrieb die Merkmale eines Handelsschiffs aufweisen und daftir ausgelegt sind, im Betrieb mehrfach bewegt zu werden.

4.4 Innovationen im Sinne dieser Richtlinie sind erstmalige industrielle Anwendungen von Ergebnissen der Forschung
und Entwicklung (Grundlagenforschung, industrielle Forschung oder experimentelle Entwicklung), d. h. technisch neuer
oder wesentlich verbesserter Produkte und Verfahren im Vergleich zum Stand der Technik in der Schiffbauindustrie der
Union.

4.5 Innovationen liegen vor, wenn aus ihrer industriellen Anwendung signifikante Vorteile gezogen werden kénnen.
Signifikante Vorteile aus schiffbaulichen Innovationen sind

a) nachweisbare Verbesserungen der Sicherheit oder Wirtschaftlichkeit eines Schiffes oder
b) nachweisbare Verbesserungen des schiffbaulichen Produktionsprozesses auf der Werft oder

c) nachweisbare Qualitats- und Leistungsverbesserungen im Umweltbereich (z. B. Optimierungen im Hinblick auf
Kraftstoffverbrauch, Motorenemissionen, Abfélle und Sicherheit).

4.6 Forderfahige schiffbauliche Innovationen sind industrielle Anwendungen innovativer Produkte und Verfahren, die
gemessen am Stand der Technik in der Schiffbauindustrie der Mitgliedstaaten der Européischen Union neu oder
wesentlich verbessert sind.

4.7 Forderfahige schiffbauliche Innovationen sind im Einzelnen
a) neue Typschiffe: Entwicklung, Entwurf und Konstruktion des ersten Schiffes einer potenziellen Serie neuer Schiffe;

b) neue Komponenten und Systeme eines Schiffes: Industrielle Anwendung einzelner innovativer Produkte einschlieB-
lich ihrer Implementierung in Schiffsbauten; die Kosten des Baus und Einbaus neuer Schiffsteile oder -systeme sind
nur in Ausnahmefallen forderfahig, wenn sie flr die Validierung der Innovation erforderlich und auf den nétigen
Mindestbetrag beschréankt sind;

c) neue Verfahren im Schiffbau: Planung und Entwicklung der erforderlichen Anlagen und Ausriistungen als Voraus-
setzung fur die Anwendung innovativer Prozesse und Verfahren in Planung, Entwurf und Entwicklung, Fertigung und
Logistik des Schiffbaus.

Eine Mehrfachférderung von Komponenten oder Verfahren ist ausgeschlossen. Forderféhig ist nur die erstmalige in-
dustrielle Anwendung eines innovativen Produktes oder Verfahrens im Schiffbaubereich in der Européischen Union.

4.8 Industrielle Anwendungen schiffbaulicher Innovationen gemés der Nummer 4.7 Buchstabe a und b sind unter der
Voraussetzung férderfahig, dass sie der Realisierung mindestens eines konkreten Auftrags zum Neubau, Umbau oder
zur Reparatur eines Schiffes (im Folgenden: ,Schiffbauauftrag®) dienen. Férderféhig ist nur das jeweils erste Schiff einer
potenziellen Schiffsserie.

4.9 Die Entwicklung und Herstellung von Anlagen und Ausristungen als Voraussetzung fur die industrielle Anwen-
dung innovativer Prozesse und Verfahren gemaB Nummer 4.7 Buchstabe c (im Folgenden: ,Vorhaben zur Verfahrens-
innovation“ oder nur ,Vorhaben®) sind forderféhig, sofern das geforderte Verfahren ausschlieBlich im Schiffbau ange-
wendet wird. Der Antragsteller hat dazu eine entsprechende Erkldrung abzugeben und das Vorhaben zur Verfahrens-
innovation so eindeutig und detailliert zu bezeichnen, dass dem Zuwendungsgeber eine begleitende und abschlie-
Bende Kontrolle der Anwendung maoglich ist. Der Antragsteller muss auBerdem erkléren, Gber welchen Zeitraum mit
Hilfe der Zuwendung erworbene oder hergestellte Gegenstdnde (Maschinen und Anlagen) fir die Anwendung des
geférderten neuen Verfahrens im Schiffoau genutzt werden sollen (im Folgenden: ,,Zweckbindungsfrist“). Nach Ablauf
der Zweckbindungsfrist darf der Zuwendungsempfénger lUber die Nutzung des geférderten innovativen Verfahrens frei
entscheiden.

5 Forderfahige Kosten fiir schiffbauliche Innovationen

5.1 Forderfahig sind nur die Kosten, die sich aus der Planung, Vorbereitung und Durchfiihrung von konkreten Schiff-
bauauftrdgen oder Vorhaben zur Verfahrensinnovation ergeben. Férderfahige Kosten umfassen sowohl auf der Werft
entstehende Entwicklungs-, Fertigungs- und Herstellungskosten als auch die Kosten fiir Zulieferungen von Dritten, z. B.
Systemzulieferunternehmen, Lieferanten schlisselfertiger Anlagen, Unterauftragnehmern, sofern sie sich direkt und
ausschlieBlich auf die innovativen Teile des Schiffbauauftrags oder des Vorhabens zur Verfahrensinnovation beziehen.
Kalkulatorische Kosten (Wagnis-, Opportunitdts- und Risikokosten, kalkulatorischer Unternehmerlohn, etc.) werden
nicht anerkannt. Férderféhig sind nur die Kosten, die nach der Antragstellung anfallen. Eine Ausnahme gilt fir die
Kosten fir Machbarkeitsstudien bei innovativen Verfahren, die innerhalb von 12 Monaten vor Antragstellung durch-
geflhrt wurden. Ob und in welchem Umfang Kosten fiir Machbarkeitsstudien oder ahnliche Arbeiten férderfahig sind,
ist im Einzelfall zu prifen.

5.2 Beim Bau eines neuen Typschiffs, flr das gemaB Nummer 4.7 Buchstabe a Innovationsférderung gewéhrt werden
kann, sind férderféhig
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a) Kosten fiir Entwurf und Konstruktion (Design), im Einzelnen die Kosten fiir
— die Entwicklung des Schiffskonzeptes (Vorentwurf);
— den konzeptionellen Schiffsentwurf (Projektentwicklung, Grundentwurf);
— den funktionalen Schiffsentwurf (Basisplanung, Basiskonstruktion);
— die Erstellung der Detailkonstruktion;

— die Durchfiihrung von Studien, die Erprobung, die Erstellung von Modellen und Versuchseinrichtungen und ver-
gleichbare Kosten, die bei der Entwicklung und dem Entwurf eines neuen Schiffes anfallen;

— die Fertigungsplanung (Arbeitsvorbereitung);
— die Erprobung von Komponenten und die Probefahrt des Prototyps.

Kosten fir standardisierte Entwurfselemente, die gleichartig von Vorgangertypen (bernommen werden, sind auszu-
schlieBen.

b) erhéhte Personal- und Gemeinkosten des Typschiffs (Lernkurve), wie erforderliche zusatzliche Fertigungskosten zur
Erreichung der vollen Funktionstlichtigkeit des neuen Typschiffs aufgrund der technischen Herausforderungen und
Risiken der Innovation. Sie sind auf den Betrag zu beschranken, der Gber die Produktionskosten der Schiffsbauten
der nachfolgenden Serie oder weiterer Nachbauten hinausgeht und zugleich fir die Erprobung der schiffbaulichen
Innovation notwendig ist. Es kdnnen bis zu 10 % der Personalkosten und Gemeinkosten des Baus eines neuen
Typschiffs geférdert werden, wenn die zusétzlichen Produktionskosten Uber 3 % der Produktionskosten des neuen
Typschiffs betragen.

5.3 Bei der industriellen Anwendung neuer Komponenten und Systeme, flr die gemaB Nummer 4.7 Buchstabe b
Innovationsférderung gewahrt werden kann, sind folgende sich direkt und ausschlieBlich auf die innovativen Teile
beziehende Kosten forderfahig:

a) Kosten flr Entwurf, Planung und Entwicklung;
b) Kosten flir die Erprobung der innovativen Produkte und die Erstellung von Modellen und Versuchseinrichtungen;
c) Kosten fir Material und Bauteile;

d) ausnahmsweise Kosten flr die Fertigung und Installation einer neuen Komponente oder eines neuen Systems, die
zur Feststellung der vollen Funktionstlichtigkeit der technischen Innovation unbedingt erforderlich und auf den
nétigen Mindestbetrag beschrankt sind.

5.4 Bei der industriellen Anwendung neuer Verfahren, fir die gemaB Nummer 4.7 Buchstabe ¢ Innovationsférderung
gewahrt werden kann, sind folgende sich direkt und ausschlieBlich auf das Vorhaben zur Verfahrensinnovation bezie-
hende Kosten foérderféhig:

a) Kosten flr die Konzeption und Entwicklung;

b) Material- und Ausriistungskosten;

c) gegebenenfalls Kosten fiir die Erprobung des neuen Verfahrens;

d) Kosten von Machbarkeitsstudien, die innerhalb von 12 Monaten vor Beantragung der Beihilfe erstellt wurden.

6 Anreizeffekt

6.1 Innovationsbeihilfen im Sinne dieser Richtlinie werden nur unter der Voraussetzung gewahrt, dass ein Anreizeffekt
gemaB Nummer 3.2.4 der Rahmenbestimmungen vorliegt. Die Gewdhrung der Innovationsbeihilfe muss das Verhalten
des Begunstigten (antragstellende Werft) dahingehend andern, dass er zu verstérkter Innovationstatigkeit veranlasst
wird. Dazu wird der mit der Beihilfe erwartete Umfang der Tatigkeit mit dem Umfang der entsprechenden Téatigkeit ohne
Beihilfe verglichen. Sofern der Antragsteller mindestens eine signifikante Steigerung in Bezug auf Umfang, Reich-
weite, aufgewendete Mittel oder Geschwindigkeit der Innovationstatigkeit nachweist, kann im Regelfall angenommen
werden, dass die Beihilfe einen Anreizeffekt aufweist.

6.2 Der von der Richtlinie geforderte Anreizeffekt der Innovationsbeihilfe liegt nicht vor, wenn der Begtinstigte mit dem
innovativen Vorhaben bereits vor der Stellung des Férderantrags begonnen hat.

6.3 Der Beglnstigte hat das Vorliegen eines Anreizeffektes gemaB dem Verfahren in Nummer 10.2 Buchstabe ¢
nachzuweisen.

7 Begutachtung der Innovation

7.1 Die in den Nummern 4 und 5 bezeichneten Sachverhalte sind durch einen wirtschaftlich vom Antragsteller unab-
héngigen und fachlich kompetenten Gutachter qualitativ und quantitativ gemaB den Nummern 7.2 und 7.3 zu priifen.
Der Antragsteller muss sowohl hinsichtlich der Auswahl des Gutachters als auch hinsichtlich der formulierten Aufga-
benstellung die schriftliche Zustimmung des Zuwendungsgebers einholen. Er legt dazu dem Beauftragten einen ent-
sprechenden formlosen Vorschlag und das Formblatt D (Anlage 4) vor. Erst nach Zustimmung des Beauftragten kann
der Antragsteller den Gutachter mit der Erstellung des Gutachtens beauftragen.

7.2 Das Gutachten muss in einer qualitativen Prifung zu dem Ergebnis kommen, dass die mit Formblatt A (Anlage 1)
zur Férderung beantragte schiffbauliche Innovation die Kriterien fur ihre Férderfahigkeit gemaB Nummer 4 erfillt. In
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dem Gutachten muss ausdriicklich, nachvollziehbar und begriindet dargestellt werden, dass die zur Férderung bean-
tragten schiffbaulichen Innovationen

a) erstmalige industrielle Anwendungen innovativer Produkte und Verfahren darstellen;

b) gemessen am technischen Stand der Schiffbauindustrie der Mitgliedstaaten der Européischen Union neu sind;
c) bei ihrer Anwendung zu signifikanten Vorteilen gemaB Nummer 4.5 flhren;
)

d) bei ihrer erstmaligen industriellen Anwendung mit Risiken technischer oder wirtschaftlicher Fehlschlage verbunden
sind.

7.3 Das Gutachten muss im Ergebnis einer quantitativen Prifung bestatigen, dass im Antrag die forderféhigen Kosten
gemaB Nummer 5 ausgewiesen werden und sich ausschlieBlich auf die schiffbauliche Innovation beziehen. Durch den
Gutachter ist aufgrund von spezifischen Kenntnissen der technologischen und schiffbaulichen Ablaufe und Zusam-
menhange zu prifen und kurz zu begriinden, dass die im Antrag mit Formblatt B (Anlage 2) geltend gemachten Kosten
der Sache nach und in ihren GréB8enordnungen als plausibel gelten kénnen.

8 Antragsberechtigung, Betriebsaufspaltung

8.1 Innovationsférderung kénnen bestehende Schiffbau-, Schiffsreparatur- bzw. Schiffsumbauwerften beantragen,
die Sitz und Fertigungsstatte in der Bundesrepublik Deutschland haben und den Schiffbauauftrag oder Teile davon,
bei denen férderfahige schiffbauliche Innovationen zur Anwendung kommen, oder das Vorhaben zur Verfahrensinno-
vation in der Bundesrepublik Deutschland ausfiihren.

8.2 Bei steuerlich anerkannten Betriebsaufspaltungen oder im Rahmen einer Organschaft verbundener Unternehmen,
bei denen Investor (Eigentiimer) und Nutzer (Betreiber) der forderfédhigen schiffbaulichen Innovation nicht identisch
sind, ist derjenige antragsberechtigt, der die Innovation nutzt; geférderte Maschinen und Anlagen mussen fir die Dauer
ihrer Zweckbindungsfrist im Besitz des antragsberechtigten Nutzers verbleiben. Bei Antragstellung hat im Fall der
Betriebsaufspaltung die nutzende Betriebsgesellschaft die Einwilligung, d. h. die vorherige Zustimmung, ihrer Besitz-
gesellschaft, im Fall der Organschaft die nutzende Tochtergesellschaft die Einwilligung ihrer Muttergesellschaft zum
uneingeschrankten Nutzungsrecht wahrend der Zweckbindungsfrist in schriftlicher Form vorzulegen. Ein etwaiger
Widerruf der Einwilligung durch die Besitzgesellschaft bzw. die Muttergesellschaft hat gegenliber dem Beauftragten
zu erfolgen; andernfalls ist der Widerruf unwirksam.

8.3 Liegt eine Betriebsaufspaltung oder Organschaft und eine Kofinanzierung gemas Nummer 3.1 vor, Gbernimmt das
Bundesland die Kofinanzierung, in dem die antragsberechtigte Betriebs- bzw. Tochtergesellschaft ihren Sitz und Ge-
schéftsbetrieb hat.

9 Art und Hoéhe der Innovationsférderung

9.1 Innovationsférderungen werden im Wege der Anteilfinanzierung (Projektférderung) als nicht riickzahlbare Zu-
schisse gewahrt.

9.2 Die Innovationsférderung betragt bis zu 20 % der unter Nummer 5 aufgefiihrten férderfahigen Kosten fir indus-
trielle Anwendungen schiffbaulicher Innovationen. Ein Anspruch auf den Férder-Hochstsatz besteht nicht; die Hohe der
Innovationsférderung innerhalb der Hochstgrenze bestimmt sich nach der Verfligbarkeit von veranschlagten Haus-
haltsmitteln. Die Hochstgrenze der Innovationsférderung darf nicht durch Kumulierung verschiedener zuldssiger staat-
licher Forderungen (berschritten werden. Dies gilt auch, sofern die MaBnahme aus anderen Forschungs-, Entwick-
lungs- oder Innovations-Mitteln (FEI) gefordert wird.

9.3 Bei Innovationen gemaB Nummer 4.5 Buchstabe ¢ kann in Féllen, in denen diese zu signifikanten Verbesserungen
des Umweltschutzniveaus und zur Einhaltung neuer Unionsnormen mindestens ein Jahr vor deren Inkrafttreten fiihren
oder sie bei Fehlen entsprechender Unionsnormen zu einer Verbesserung des Umweltschutzniveaus flihren oder sie es
ermdoglichen, Uber die Unionsnormen hinauszugehen, der Férderhdchstsatz auf bis zu 30 % angehoben werden. Die
Ausdriicke ,,Unionsnormen® und ,,Umweltschutz“ haben den in den Leitlinien der Gemeinschaft flir staatliche Umwelt-
schutzbeihilfen festgelegten Sinn.

B. Verfahren
10 Antragstellung

10.1 Antrage auf Innovationsférderung sind von den Antragstellern (antragsberechtigte Werften) schriftlich an den
Beauftragten® zu richten. Dies gilt auch fiir Antrige von Werften mit Sitz in einem Bundesland, das sich an der Finan-
zierung der Zuwendung beteiligt (Kofinanzierung). Der Beauftragte informiert das Bundesministerium fir Wirtschaft und
Technologie (BMWi) und das im Rahmen einer Kofinanzierung betroffene Bundesland Uber die Antragstellung und holt
vor der Gewahrung einer Zuwendung die Zustimmung des betreffenden Bundeslandes zur Gesamtfinanzierung und zur
Bewilligung ein.

10.2 Antrage auf Innovationsférderung sind bei neuen Typschiffen bzw. der Anwendung neuer Komponenten und
Systeme vor dem Abschluss der jeweiligen Schiffbauvertrdge bzw. bei der Anwendung innovativer Verfahren vor dem

3 Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), Referat 411, Frankfurter StraBe 29 — 35, 65760 Eschborn (Telefon: 0 61 96/9 08-0, Telefax:
0 61 96/9 08-8 00, E-mail: poststelle@bafa.bund.de).
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Beginn des Vorhabens zur Verfahrensinnovation zu stellen. Die Antrdge missen neben dem Antragsschreiben mindes-
tens enthalten:

a) das Formblatt A (Anlage 1) mit einer aussagekréftigen und differenzierten qualitativen Beschreibung der schiffbau-
lichen Innovationen, der damit zu erreichenden signifikanten Vorteile fiir den Auftraggeber und/oder die ausflihrende
Werft sowie der mit der Innovation verbundenen Risiken eines technischen oder wirtschaftlichen Fehlschlags (ge-
gebenenfalls sind dem Formblatt A zusétzliche Nachweise, dass die unter Nummer 4 definierten Innovationsmerk-
male erfillt sind, als Anlagen beizufligen);

b) das Formblatt B/S oder B/V (Anlage 2a oder 2b) mit einer differenzierten Aufstellung (quantitative Beschreibung) der
gemaB Nummer 5 forderfahigen Kosten fiir die schiffbaulichen Innovationen sowie die Erkléarung, dass beim Antrag-
steller ein den Grundsatzen einer ordnungsgemaBen Buchflhrung entsprechender Nachweis der aufgefiihrten
forderfahigen Kosten vorliegt (gegebenenfalls sind dem Formblatt B/S oder B/V zusétzliche Nachweise Uber die
gemaB Nummer 5 férderfahigen Kosten flr Innovationen, z. B. Investitionsplane fiir im Falle der Anwendung neuer
Verfahren notwendige neue Produktionsanlagen, als Anlagen beizufiigen);

c) Nachweis des Anreizeffektes gemaB Nummer 6 der Richtlinie (im Formblatt A).

Mit der Durchfihrung des Schiffbauauftrags oder des Vorhabens darf bei der Beantragung von Innovationsférderung
noch nicht begonnen worden sein. Als Beginn der Durchflihrung gilt der Abschluss eines dem Projekt zuzurechnenden
Lieferungs- oder Leistungsvertrags.

10.3 Die Antrage (Anschreiben einschlieBlich Formblatter A und B) sind grundsétzlich innerhalb von sechs Monaten
nach Antragstellung (Eingang des Antrags bei dem Beauftragten) um folgende Unterlagen zu ergénzen:

a) die Reedereianfrage oder vergleichbare Belege Uber die Vorbereitung (Anbahnung) eines Schiffbauauftrags oder die
Unterlagen zu Konzepten und/oder Planungen des Vorhabens zur Verfahrensinnovation; der Vertrag Gber den Schiff-
bauauftrag ist unverztglich nach Abschluss nachzureichen;

b) der Nachweis der hinreichend abgesicherten Finanzierung (Finanzierungskonzept) sowie eine Versicherung, dass
die Umstdnde und Einzelheiten des Schiffbauauftrags bzw. des Vorhabens zur Verfahrensinnovation vollsténdig
wiedergegeben und insbesondere keine Nebenabreden getroffen worden sind;

c) eine Darstellung des vorgesehenen zeitlichen Ablaufes der Vorbereitung und/oder Durchfiihrung des Schiffbauauf-
trags bzw. des Vorhabens zur Verfahrensinnovation sowie eine Erklarung Gber den Ort der Durchfiihrung;

d) die Einwilligung bzw. Zustimmung gemaB Nummer 8.2 im Falle steuerlich anerkannter Betriebsaufspaltung oder
einer Organschaft verbundener Unternehmen;

e) eine Erklarung des Antragstellers, dass kein Insolvenzverfahren Uber sein Vermdgen beantragt oder eréffnet worden
ist sowie dass keine eidesstattliche Versicherung nach § 807 der Zivilprozessordnung (ZPO) oder § 284 der Abga-
benordnung 1977 (AO) abgegeben wurde oder abzugeben ist. Bei einer Betriebsaufspaltung oder Organschaft ist
auch eine entsprechende Erkldrung der Besitzgesellschaft vorzulegen;

f) eine Versicherung des Antragstellers, dass ihm die subventionserheblichen Tatsachen gemaB Nummer 12 und die
Strafbarkeit eines Subventionsbetrugs nach § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) bekannt sind;

g) das Gutachten gemaB Nummer 7 und das Formblatt D mit der Erklarung des Gutachters (Anlage 4);

h) eine Versicherung, dem BMWi alle Informationen zuzuleiten, die fir die von der Europdischen Kommission verlangte
Berichterstattung Uber die Durchflihrung der Innovationsférderung bendtigt werden;

i) bei der Beantragung der Férderung eines Vorhabens zur Verfahrensinnovation die Erklarung, tiber welchen Zeitraum
die mit Hilfe der Zuwendung erworbenen und hergestellten inventarisierten Gegenstande (Maschinen und Anlagen)
fur die Anwendung des innovativen Verfahrens im Schiffbau genutzt werden sollen (Zweckbindungsfrist) und welche
durchschnittliche Nutzungsdauer (Abschreibungsdauer) die inventarisierten Maschinen und Anlagen gemaB der vom
Bundesministerium der Finanzen (BMF) herausgegebenen AfA-Tabellen haben (vgl. dazu Nummer 5.4 Buchstabe c)
sowie eine Einverstandniserklarung des Antragstellers, eine Begehung/Uberpriifung der beschafften Gegenstande
durch den Beauftragten wéhrend der Zweckbindungsfrist zuzulassen.

11 Zuwendungsbescheid und Auszahlung, eventuelle Riickzahlung

11.1 Erflllt eine schiffbauliche Innovation die Zuwendungsvoraussetzungen und ist eine Entscheidung Uber die
Férderung der Innovation gem&B Nummer 3.3 getroffen worden, ergeht ein Zuwendungsbescheid des Beauftragten
an den Antragsteller (antragsberechtigte Werft). Im Falle einer Kofinanzierung ist Voraussetzung fir diesen Zuwen-
dungsbescheid, dass vorab die Zustimmung des betroffenen Bundeslandes Uber eine Zuwendung in erforderlicher
Héhe eingeholt wird. Das betreffende Bundesland erhélt eine Ausfertigung des Zuwendungsbescheids.

11.2 Grundsétzlich darf die Hohe der zu gewéahrenden Innovationsférderung 5,0 Mio. Euro nicht Uberschreiten. Eine
Ausnahme gilt fir Seeschiffe, sofern die Férderung unter 150 Euro pro cgt (gewichtete Bruttoraumzahl) liegt. Werden
diese Grenzen Uberschritten, wird vor der Bewilligung durch das BMWi im Wege einer Einzelnotifizierung die Geneh-
migung der Europdischen Kommission eingeholt. Nach deren Vorliegen wird dem Beauftragten das Verfahren zur
weiteren Durchfiihrung der Innovationsférderung zurlickiiberwiesen.

11.3 Zwei Drittel der Zuwendung einer gewéhrten Innovationsférderung dirfen nur insoweit und nicht eher angefor-
dert und ausgezahlt werden, als sie zur Deckung angefallener Kosten fiir den Zuwendungszweck bendtigt werden;
frhestens dirfen sie jedoch nach dem Abschluss des Schiffbauauftrags bzw. dem Beginn des Vorhabens zur Ver-
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fahrensinnovation ausgezahlt werden. Das verbleibende Drittel der gewahrten Innovationsférderung kann erst nach der
Erflllung des Schiffbauauftrags bzw. nach der Fertigstellung des Vorhabens sowie nach Vorlage und Prifung des
Verwendungsnachweises nach Nummer 12 ausgezahlt werden. In dem Verwendungsnachweis ist zu bestatigen, dass
die férderfahigen Kosten fir die Anwendung innovativer Produkte und Verfahren nachweislich mindestens in der bewil-
ligten H6he angefallen sind. Bei geringeren férderfahigen Kosten wird der noch auszuzahlende Anteil der Innovations-
férderung entsprechend gekuirzt.

11.4 Der Bund und die an diesem Programm beteiligten Bundeslander zahlen die jeweiligen Anteile direkt an den
Zuwendungsempfénger. Der Beauftragte des Bundes bestatigt den betreffenden Bundeslandern das Vorliegen der
Auszahlungsvoraussetzungen.

11.5 Wird der Schiffbauvertrag aufgeldst oder das Vorhaben aufgegeben, sind alle bereits geleisteten Beihilfezah-
lungen zuzlglich Zinsen ab Auszahlungsdatum zu erstatten. Wird das Vorhaben nicht abgeschlossen, sind die nicht zur
Deckung der beihilfefahigen Innovationskosten verwendeten Zuwendungen zuzlglich Zinsen zuriickzuzahlen. Der Zins-
satz betrégt jahrlich 5 % Uber dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 Absatz 1 des Birgerlichen Gesetzbuches (BGB)
und muss mindestens den von der EU-Kommission festgesetzten Referenzzinssatzen entsprechen.

11.6 Sofern eine der Bewilligung einer Zuwendung zu Vorhaben zur Verfahrensinnovation zugrunde gelegte Zweck-
bindungsfrist von der Werft nicht eingehalten wird, d. h. die Anlagen und Ausristungen vorzeitig fir andere Zwecke
genutzt werden, hat der Zuwendungsgeber das Recht, den Zuwendungsbescheid dahingehend zu widerrufen. Die
bewilligte Zuwendung ist anteilig an den Zuwendungsgeber zuriickzuzahlen. Der Zuwendungsgeber hat das Recht,
die Einhaltung der Zweckbindungsfrist auch nach Abschluss der Forderung des Vorhabens zu priifen.

11.7 Nach den Nummern 11.5 oder 11.6 bestehende Anspriiche auf zurlickzuzahlende Férdermittel werden mit ihrer
Entstehung fallig und sind vom Tag ihrer Auszahlung an den Zuwendungsempfanger bis zum Tag ihrer Zuriickerstat-
tung mit jéhrlich 5 % Uber dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 Absatz 1 BGB zu verzinsen.

11.8 Wird nach Bestandskraft des Zuwendungsbescheides Uber das Vermdgen des Antragstellers oder der Besitz-
gesellschaft (im Falle einer Betriebsaufspaltung) ein Insolvenzverfahren beantragt, entféllt die Innovationsférderung mit
sofortiger Wirkung, es sei denn, die Fortsetzung des Schiffbauauftrags bzw. des Vorhabens zur Verfahrensinnovation
wird durch formelle Fortsetzungserkldrung des Insolvenzverwalters sichergestellt.

11.9 Anspriiche, die sich aus dem Zuwendungsbescheid ergeben, kénnen weder abgetreten noch verpfandet wer-
den.

12 Verwendungsnachweis

12.1 Die Verwendung der Innovationsférderung ist vom Zuwendungsempféanger dem Beauftragten innerhalb von drei
Monaten nach Erfiillung des Schiffbauauftrags bzw. Beendigung des Vorhabens zur Verfahrensinnovation nachzuwei-
sen. Dabei ist in einem Sachbericht die Durchfiihrung des Schiffbauauftrags bzw. Vorhabens unter besonderer Bertick-
sichtigung der gefdrderten schiffbaulichen Innovationen durch Vorlage von Belegen oder sonstigen Dokumenten dar-
zulegen. Die entstandenen Kosten fiir innovative MaBnahmen sind darzustellen. Im Falle einer Kofinanzierung informiert
der Beauftragte das Bundesland lber das Ergebnis der Priifung, es sei denn, dass mit dem Bundesland eine von
diesem Grundsatz abweichende Verfahrensweise vereinbart worden ist.

12.2 Vom Beauftragten ist das Formblatt C (Anlage 3) mit zusammengefassten Informationen Uber die geférderte
schiffbauliche Innovation an das BMWi zu ibergeben.

13 Subventionserhebliche Tatsachen, Informations- und Mitwirkungspflichten

13.1 Subventionserhebliche Tatsachen im Sinne von § 264 StGB in Verbindung mit § 2 Subventionsgesetz vom
29. Juli 1976 (BGBI. | S. 2037, gedndert durch das Sechste Uberleitungsgesetz vom 25. September 1990 - BGBI. |
S. 2106) sind alle im Zusammenhang mit der Innovationsférderung hinsichtlich der Férdervoraussetzungen und der
Verwendung der Férdermittel gemachten Angaben Uber die wirtschaftlichen, betrieblichen und rechtlichen Verhaltnisse
des Antragstellers und seiner Vertragsverhéltnisse mit dem Auftraggeber einschlieBlich der in weiteren nachgereichten
Unterlagen gemachten Angaben, die nach

— dem Subventionszweck (Zweckbestimmung des Titels im Bundeshaushaltsplan),
— den Rechtsvorschriften, Verwaltungsvorschriften und Richtlinien Uber die Subventionsvergabe sowie
— den sonstigen Zuwendungsvoraussetzungen

fur die Bewilligung, Gewahrung, Rickforderung, Weitergewahrung oder das Belassen einer Subvention (Zuwendung)
oder eines Subventionsvorteils erheblich sind. Hierzu gehdren auch Angaben Uber die Eréffnung eines Insolvenzver-
fahrens sowie die Versicherung nach § 807 ZPO und § 284 AO 1977. Subventionserhebliche Tatsachen sind ferner
solche, die durch Scheingeschéfte oder Scheinhandlungen verdeckt werden, sowie Rechtsgeschafte oder Handlungen
unter Missbrauch von Gestaltungsmoglichkeiten im Zusammenhang mit einer beantragten Innovationsférderung (§ 4
des Subventionsgesetzes). Nach § 3 des Subventionsgesetzes trifft den Subventionsnehmer eine sich auf alle sub-
ventionserheblichen Tatsachen erstreckende Offenbarungspflicht. Auf die Beachtung der Anlage 5 mit der Mitteilung
gemaB § 2 des Subventionsgesetzes Uber die subventionserheblichen Tatsachen wird hingewiesen. Im Falle einer
Kofinanzierung gelten zudem die entsprechenden Bestimmungen der an diesem Programm beteiligten Bundesléander.

13.2 Dem Antragsteller und Zuwendungsempfénger obliegen umfassende Informations- und Mitwirkungspflichten,
die sich auf alle Phasen einer beantragten und bewilligten Projektférderung erstrecken und denen ohne vorherige
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Aufforderung durch den Zuwendungsgeber nachzukommen ist. Sie beginnen mit der vollstandigen Vorlage aller erfor-
derlichen Unterlagen und Erkldrungen bei der Antragstellung und enden mit der ebenso vollstdndigen und wahrheits-
gemaBen Ubermittlung aller im Rahmen des zu erstellenden Verwendungsnachweises abzugebenden Dokumente und
Erlduterungen nach Erfullung des Schiffbauauftrags bzw. des Vorhabens zur Verfahrensinnovation. Dazu gehort ins-
besondere die unverzugliche Mitteilung der Annullierung oder des Wechsels eines Schiffbauauftrags bzw. der Aufgabe
oder Anderungen bei der Durchfiihrung eines Vorhabens und der damit verbundenen Veranderungen der férderfahigen
Kosten an den Beauftragten. Weiterhin gehdrt dazu auch die Mitteilung, dass die bei der Férderung eines innovativen
Verfahrens zugrunde gelegte Zweckbindungsfrist im Zuwendungsbescheid nicht eingehalten wird.

14 Zu beachtende Vorschriften

Fir die Gewéahrung, Auszahlung und Abrechnung der Innovationsférderung sowie flir den Nachweis und die Priifung
der Verwendung, die gegebenenfalls erforderliche Anderung oder Aufhebung von Zuwendungsbescheiden sowie fiir
die Rickforderung gewahrter Innovationsférderungen gelten die §§ 23, 44 BHO und die hierzu erlassenen Allgemeinen
Verwaltungsvorschriften, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zugelassen sind. Der Bundesrechnungshof ist
gemaB §§ 91, 100 BHO zur Priifung berechtigt. Im Falle einer Kofinanzierung gelten zudem die entsprechenden Be-
stimmungen der an diesem Programm beteiligten Bundeslander.

15 Ausschlussgriinde

Antragstellern, Uber deren Vermdgen ein Insolvenzverfahren beantragt oder eréffnet worden ist, wird keine Innovations-
férderung gewdahrt. Dasselbe gilt fir Antragsteller und, sofern der Antragsteller eine juristische Person ist, fir die
Inhaber der juristischen Person, die eine eidesstattliche Versicherung nach § 807 ZPO oder § 284 AO 1977 abgegeben
haben oder zu deren Abgabe verpflichtet sind.

C. Schlussbestimmungen
16 AuBendarstellung der finanziellen Férderung durch den Bund und die Kiistenlander

In allen Publikationen (Unternehmensverdffentlichungen, Websites, Konferenzbeitriage, Einladungskarten u. A.), in
denen auf geférderte Typschiffe oder in Schiffsbauten eingesetzte geférderte innovative Komponenten eingegangen
wird, ist vom Zuwendungsempfénger der Hinweis aufzunehmen: ,Geférdert vom Bundesministerium fir Wirtschaft und
Technologie aufgrund eines Beschlusses des Deutschen Bundestages und vom Land ... “. Bei geférderten Vorhaben
zur Verfahrensinnovation ist z. B. auf Bauschildern der Hinweis aufzunehmen: ,Hier entsteht geférdert durch die Bun-
desrepublik Deutschland (Vorhabenbezeichnung). Zuwendungsgeber: Bundesministerium fir Wirtschaft und Techno-
logie aufgrund eines Beschlusses des Deutschen Bundestages“. Im Falle einer Kofinanzierung ist nach MaBgabe ent-
sprechender landesrechtlicher Bestimmungen auf die Férderung durch das Land hinzuweisen. Die Auflage zu dieser
AuBendarstellung ist Gegenstand des Zuwendungsbescheides.

17 Berichtspflicht

Die Bundesregierung erstattet der Europaischen Kommission gemaB Randnummer 29 der Rahmenbestimmungen Uber
Beihilfen fir den Schiffbau (2011/C 364/06) jahrlich Bericht Uiber die Durchflihrung dieser Richtlinie.

18 Inkrafttreten, Anwendungsbereich und Befristung

Diese Richtlinie tritt am Tag der Genehmigung durch die EU-Kommission in Kraft (10. Juli 2012). Sie ist bis zum
31. Dezember 2013 befristet, d. h. Férderungen kénnen nur bis zu diesem Zeitpunkt bewilligt werden. Eine Beschei-
dung des Antrags bis zum 31. Dezember 2013 kann durch den Beauftragten nur sichergestellt werden, wenn sémtliche
Bewilligungsvoraussetzungen spétestens bis zum 16. Dezember 2013 vorliegen.

Berlin, den 25. Juli 2012

Bundesministerium
fur Wirtschaft und Technologie

Im Auftrag
Werner Ressing
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Férderprogramm ,Innovativer Schiffbau sichert wettbewerbsféhige Arbeitsplatze”

Formblatt A: Beschreibung der schiffbaulichen Innovation

Antragsteller

Schiffbauauftrag (Bau-Nummer der Werft,

Auftraggeber)
oder

Beginn und Zweckbindungsfrist des Vorhabens

zur Verfahrensinnovation

Bezeichnung (Titel)

Kurze Beschreibung

Liste wichtiger innovativer Einzelelemente

Es wird versichert, dass die Innovation nicht bereits geférdert wurde.

Nachweis der Neuheit

Vergleich mit dem
Stand der Technik

Beschreibung inno-
vativer Einzelelemente
im Vergleich

Beschreibung der Vor-
teile der schiffbaulichen
Innovation

Verbesserung der Wirt-
schaftlichkeit des
Schiffes

Verbesserung des
schiffbaulichen
Produktionsprozesses

Mit der Innovation
verbundene Risiken

Beschreibung
der Risiken

Konsequenzen bei
Eintreten der Risiken

Nachweis des Anreiz-
effektes

Nachweis, dass die
Innovationsbeihilfe

die Werft zu verstarkter
Innovationstétigkeit
veranlasst (vgl. Nr. 6.1ff.
und Nr. 10.2c, bei
GroBunternehmen
durch Vorlage interner
Dokumente.
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Anlage 2a

Férderprogramm ,Innovativer Schiffbau sichert wettbewerbsféhige Arbeitsplatze”
Formblatt B/S: Forderfihige Kosten fiir schiffbauliche Innovation nach Nummer 5.2a und Nummer 5.3 (in Euro)*

Antragsteller

Schiffbauauftrag (Bau-Nummer der Werft,
Auftraggeber)

Die Tabelle darf im Interesse
einer aussagefahigen Auf-

gliederung der Kosten unter Detail- Be- Ferti- | Ferti-

strikter Beachtung der Num- Basis- | kon- Ma- [ schaf- [ gung [gungs-

mer 5 der Forderrichtlinie Vorent-| pla- | struk- | Mo- | nage- | fung | (Mate- | stun- Summe
modifiziert werden wurf nung tion [dellbau| ment etc. rial) den (Euro)

Konstruktionsstunden

Fertigungsstunden

Dienstleistungen

Material

Untervergebene Arbeiten

Schlisselfertige
Zulieferungen

Erprobung

Summe (Euro)

4 foérderfahige Kosten nach Nummer 5.2b bitte in aussagefahiger Weise formlos darstellen.
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Anlage 2b

Férderprogramm ,Innovativer Schiffbau sichert wettbewerbsféhige Arbeitsplatze”
Formblatt B/V: Férderfahige Kosten fiir schiffbauliche Innovation nach Nummer 5.4 (in Euro)

Antragsteller

Beginn und Dauer der Zweckbindungsfrist des
Vorhabens zur Verfahrensinnovation

Die Tabelle darf im Interesse
einer aussagefahigen Auf-

gliederung der Kosten unter Detail- Be- Ferti- | Ferti-

strikter Beachtung der Num- Basis- | kon- Ma- [ schaf- [ gung [gungs-

mer 5 der Forderrichtlinie Vorent-| pla- | struk- | Mo- | nage- | fung | (Mate- | stun- Summe
modifiziert werden wurf nung tion [dellbau| ment etc. rial) den (Euro)

Konstruktionsstunden

Fertigungsstunden

Dienstleistungen

Material

Untervergebene Arbeiten

Schlisselfertige Zu-
lieferungen

Erprobung

Summe (Euro)

Zu jeder Position ist — sofern zutreffend — als Darunterposition die Hohe der Kosten fiir inventarisierte Gegenstédnde
(Maschinen und Anlagen) sowie deren Nutzungsdauer It. AfA-Tabelle anzugeben.
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Anlage 3

Férderprogramm ,Innovativer Schiffbau sichert wettbewerbsféhige Arbeitsplétze” der Bundesrepublik Deutschland
(Zuwendungsgeber)

Formblatt C: Berichtsbogen liber die Férderung schiffbauliche Innovation

Bezeichnung der geférderten Innovation

Nummer der Férderung im nationalen Beihilfe-
register

Datum der Entscheidung Uber die Zuwendung

Zuwendungsempfanger (Antragsteller),
ggf. Firma des Mutterkonzerns

Mitgliedsland, Region und Sitz des Zu-
wendungsempfangers

Art der Zuwendung Férderung einer Typschiffentwicklung

Foérderung neuer Komponenten und Systeme

Forderung neuer Prozesse und Verfahren

Gesamtkosten des geférderten innovativen Schiffsbaus (1 000 Euro)

Forderfahige Kosten der schiffbaulichen Innovationen (1 000 Euro)

Hohe der gewahrten Zuwendungen fiir Innovationsférderung (1 000 Euro)

Erlduterungen:




Bundesanzeiger BekanntmaChung

Herausgegeben vom Verodffentlicht am Montag, 13. August 2012
Bundesministerium der Justiz BAnz AT 13.08.2012 B3

www.bundesanzeiger.de Seite 13 von 15

Anlage 4
Férderprogramm ,Innovativer Schiffbau sichert wettbewerbsféhige Arbeitsplatze”
Formblatt D: Erklarung des Gutachters

Antragsteller/Werft:
Antrag vom:

Innovationsprojekt:

Erkldrung des Gutachters

Hiermit erklare ich, dass ich die in Nummer 7.1 der Richtlinie zum oben genannten Férderprogramm bezeichneten
Voraussetzungen eines unabhéngigen Gutachters erflle:

Ich bin in wirtschaftlicher Hinsicht unabhangig von der den Auftrag erteilenden Werft und auBer dem vertraglich ver-
einbarten Honorar erhalte ich fiir die Erstellung des Gutachtens von der Werft keine weiteren Vergltungen oder Ver-
gunstigungen.

Weiterhin bestatige ich, Uber die erforderliche Sachkenntnis zu verfligen, um eine qualitative und quantitative Priifung
der oben genannten schiffbaulichen Innovation gemaB den Nummern 7.2 und 7.3 der Richtlinie durchfiihren zu kénnen.

Ort/Datum Name/Firma (Unterschrift u. Stempel)
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Anlage 5

Mitteilung gemaB § 2 des Subventionsgesetzes
tiber die subventionserheblichen Tatsachen

Als subventionserheblich im Sinne des § 264 des StGB werden folgende Tatsachen bezeichnet:
1. Tatsachen, die fiir die Bewilligung und Gewahrung einer Zuwendung erheblich sind:

vgl. Richtlinie bei-
Hierunter fallen die Tatsachen und Angaben spielsweise Nummer
a) |zu den Rechtsverhdltnissen des Antragstellers im Antrag, insbesondere
— zum Namen (Firma) und Sitz der Werft (Antragsteller) 8.1
— zum Bestehen einer Betriebsaufspaltung (Betriebs-/Besitzgesellschaft) oder Organschaft | 8.2
— zur Zustimmung einer Besitz- oder Muttergesellschaft zum Nutzungsrecht des geférder-(8.2
ten Projektes durch den Antragsteller
— Ort und Bundesland der Fertigungsstéatte, in der der Schiffbauauftrag bzw. das Vorhaben|3.1, 8.3
zur Verfahrensinnovation ausgefihrt wird
b) |in der Beschreibung der zu férdernden schiffbaulichen Innovation im Formblatt A und in|4.1 bis 4.7
weiteren Antragsunterlagen, insbesondere
— zum Vorliegen eines Schiffbauauftrags (Bau-Nummer der Werft, Auftraggeber) 4.8, 10.3a
und Formblatt A
— zur Nutzung eines Vorhabens zur Verfahrensinnovation fir den Schiffbau und zur Zweck- (4.9, 10.3i
bindungsfrist und Formblatt A
— zur Bezeichnung (Titel) und Beschreibung der schiffbaulichen Innovation Formblatt A
— zur weiteren offentlichen Foérderung flr das Projekt bzw. zur Zusicherung, dass die Inno-{9.2, 9.3
vation nicht bereits geférdert wurde und Formblatt A
— zum Nachweis der Neuheit der schiffoaulichen Innovation und zur Beschreibung der in-|Formblatt A
novativen Einzelelemente
— zu den mit der Innovation verbundenen Risiken Formblatt A
— zum Vorliegen eines Anreizeffektes 6.3, 10.2c und
Formblatt A
c) |in der Aufstellung der férderfahigen Kosten fir die beantragte schiffbauliche Innovation im|{5.1, 5.2, 5.3
ausgeftillten Formblatt B/S und weiteren Antragsunterlagen, insbesondere
— zum Schiffbauauftrag (Bau-Nummer, Auftraggeber und Schiffbaupreis bzw. Vertragspreis|4.8, 10.3a
des Schiffbauauftrags)
— zu den in der Tabelle angegebenen kalkulierten Kosten fur eigene Leistungen, Material, [ Formblatt B/S
untervergebene Arbeiten und Zulieferungen, die sich gem. Nummer 5 der Richtlinie aus-
schlieBlich auf die innovativen Teile des Schiffbauauftrags bzw. des innovativen Verfah-
rens beziehen missen
— zum Beginn der Entstehung der Kosten (es sind nur Kosten forderféhig, die ab dem Zeit-{5.1, 10.2
punkt der Antragstellung anfallen)
d) |in der Aufstellung der férderfahigen Kosten flr die beantragte schiffbauliche Innovation im(5.1, 5.4
ausgeflllten Formblatt B/V und weiteren Antragsunterlagen, insbesondere
— zur Planung und Konzeption des Vorhabens zur Verfahrensinnovation (z. B. abgeschlos-(4.9, 10.3a
sene Liefer- und Leistungsvertrage, Investitionsplan u. A.)
— zu den in der Tabelle angegebenen kalkulierten Kosten fiir eigene Leistungen, Material, | Formblatt B/V
untervergebene Arbeiten und Zulieferungen, die sich gem. Nummer 5 der Richtlinie aus-
schlieBlich auf die innovativen Teile des Vorhabens zur Verfahrensinnovation beziehen
missen
— zum Zeitraum, in dem die mit Hilfe der Zuwendung erworbenen und hergestellten inven-[10.3i
tarisierten Gegenstande (Material und Ausristung) fir die Anwendung des innovativen
Verfahrens im Schiffbau genutzt werden sollen (Zweckbindungsfrist) und zur durch-
schnittlichen Nutzungsdauer (Abschreibungsdauer) gemaB der vom BMF herausgegebe-
nen AfA-Tabellen
— zum Beginn der Entstehung der Kosten (es sind nur Kosten forderféhig, die ab dem Zeit-[5.1, 10.2
punkt der Antragstellung anfallen)
e) |zur hinreichend gesicherten Gesamtfinanzierung des Schiffbauauftrags im Finanzierungskon-|3.5, 10.3b
zept sowie im Vertrag Uber den Schiffbauauftrag
f) |in den Erklarungen des Antragstellers, dass
— kein Insolvenzverfahren Uiber sein Vermdgen beantragt oder erdffnet worden ist 10.3e
— keine eidesstattliche Versicherung nach § 807 der ZPO oder § 284 der AO 1977 abge-|10.3e
geben wurde oder abzugeben ist
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vgl. Richtlinie bei-
Hierunter fallen die Tatsachen und Angaben spielsweise Nummer

— durch die Innovationsbeihilfe die Innovationstétigkeit verstarkt wird und dass mit dem|6.1, 6.2 und 10.2
innovativen Vorhaben vor Antragstellung (d. h. Antrag mit Vorlage der Formbléatter A und B) | Formblatt A, B/S
noch nicht begonnen worden ist. und B/

die die Héchstgrenze der Innovationsférderung (20 bzw. 30 % der férderfahigen Aufwendun-|9.2, 9.3

gen) betreffen. Sie darf nicht durch Kumulierung verschiedener zuldssiger staatlicher Férde-

rungen (sogenannte Doppelférderungen) Uberschritten werden. Das hei3t, dass vom Antrag-

steller anzugeben sind

— samtliche beantragten und erhaltenen Zuschiisse des Bundes, eines Bundeslandes, einer
Kommune oder der EU fir die beantragte schiffbauliche Innovation

— samtliche Drittmittel zur Finanzierung der beantragten férderféhigen Aufwendungen

zur Hohe der gewichteten Bruttoraumzahl (cgt) des Schiffes des zugrunde liegenden Schiff-[11.2
bauauftrags

Uber die wirtschaftlichen und rechtlichen Verhéltnisse des Antragstellers und seiner Vertrags-(13.1
verhéltnisse mit dem Auftraggeber im Zusammenhang mit der Innovationsférderung.

2. Tatsachen, die fir die Weitergewahrung, Inanspruchnahme, das Belassen oder die Rickforderung der Zuwendung
von Bedeutung sind.

Hierunter fallen die Tatsachen und Angaben

a)

die dem BAFA bei der Durchfiihrung des Innovationsvorhabens nach den Bestimmungen der Richtlinie und des

Zuwendungsbescheides mitzuteilen sind, insbesondere Tatsachen

— die die teilweise oder vollstdndige Erreichung des Zuwendungszweckes gefdhrden oder unmdglich machen

— die den Verwendungszweck betreffen oder wenn sich sonstige fiir die Bewilligung maBgebliche Umsténde
andern oder wegfallen

— die darauf hinweisen, dass der Zuwendungszweck nicht zu erreichen ist

im Verwendungsnachweis, die die zweckentsprechende Verwendung der Zuwendung betreffen

zu nachtraglichen Anderungen des Schiffbauvertrags bzw. dessen Durchfiihrung oder dessen Stornierung. Diese
sind dem BAFA umgehend mitzuteilen. Dies gilt auch, wenn das Projekt aufgegeben oder erheblich gedndert wird

zu nachtréglichen Anderungen des Vorhabens zur Verfahrensinnovation bzw. dessen Durchfilhrung oder dessen
Aufgabe. Diese sind dem BAFA umgehend mitzuteilen. Dies gilt auch, wenn das Projekt aufgegeben oder erheblich
geéndert wird

i

Beantragung/Er6ffnung eines Insolvenzverfahren gegen die Zuwendungsempféngerin (antragstellende Werft)

3. Scheingeschafte, Missbrauch von Gestaltungsmdglichkeiten

Subventionserhebliche Tatsachen sind schlieBlich solche, die durch Scheingeschéfte oder Scheinhandlungen verdeckt
werden, sowie Rechtsgeschafte oder Handlungen unter Missbrauch von Gestaltungsmdglichkeiten im Zusammenhang
mit einer beantragten Zuwendung (vgl. § 4 des Subventionsgesetzes).
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MITTEILUNG DER KOMMISSION

RAHMENBESTIMMUNGEN UBER BEIHILFEN FUR DEN SCHIFFBAU

ALLGEMEINES

Seit Beginn der 1970er Jahre gelten fur den Schiffbau eine Reihe besonderer
staatlicher Beihilferegeln, die im Laufe der Zeit schrittweise an die horizontalen
Vorschriften Uber staatliche Beihilfen angepalit worden sind. Die derzeitigen
Rahmenbestimmungen  fur Behilfen an  den  Schiffbau®  laufen
am 31. Dezember 2011 aus. Im Bestreben um mehr Transparenz und eine
Vereinfachung der Beihilfevorschriften beabsichtigt die Kommission, die
Unterschiede zwischen den Regeln fur den Schiffbau und denjenigen fur andere
Industriezweige  weitestgehend aufzuheben und die allgemeinen,
sektoriibergreifenden Bestimmungen auch auf den Schiffbau anzuwenden?.

Die Kommission erkennt gleichwohl an, dal3 der Schiffbau sich aufgrund bestimmter
Merkmale von anderen Industriezweigen unterscheidet, z.B. durch kurze
Produktionsserien, die Grofe, den Wert und die Komplexitdt der hergestellten
Einheiten und die Tatsache, dal3 Prototypen im Allgemeinen kommerziell genutzt
werden.

Aufgrund dieser besonderen Merkmale hélt es die Kommission fir angemessen, fir
den Schiffbau weiterhin  besondere Bestimmungen fur Innovationsbeihilfen
anzuwenden, wobei sicherzustellen ist, dal3 diese Art der Beihilfen die Handels- und
Wettbewerbsbedingungen nicht in einem Mald3 beentréchtigen, das dem
gemeinsamen I nteresse zuwiderl &uft.

Staatliche Innovationsbeihilfen sollen den Beginstigten dazu veranlassen, sein
Verhalten zu andern, so dal3 seine Innovationstétigkeit intensiviert wird und
Vorhaben oder Téatigkeiten in Angriff genommen werden, die andernfalls Gberhaupt
nicht oder nur in geringerem Umfang durchgefiihrt wirden. Der Anreizeffekt wird
durch eine kontrafaktische Analyse ermittelt, in der der mit der Beihilfe erwartete
Umfang der Tétigkeit mit dem Umfang der entsprechenden Tétigkeit ohne Beihilfe
verglichen wird. In diesen Rahmenbestimmungen sind besondere V oraussetzungen
festgelegt, die es den Mitgliedstaaten ermdglichen sicherzustellen, dal3 ein
Anreizeffekt besteht.

In Zusammenarbeit mit den Wirtschaftsteilnehmern wurden informelle Regeln fir
Innovationsbeihilfen im Schiffbau entwickelt, die sich insbesondere auf die
beihilfefahigen Kosten und die Bestdtigung des innovativen Charakters des
Vorhabens beziehen und die in der Beschlusspraxis der Kommission ihren
Niederschlag gefunden haben. Im Interesse der Transparenz sollten diese Regeln
formal in die Bestimmungen Uber Innovationsbei hilfen aufgenommen werden.

ABI. C 317 vom 30.12.2003, S. 11.

Siehe Aktionsplan Staatliche Beihilfen (KOM(2005) 107 endg.), Randnr. 65: , Schliefllich wird die
Kommission dariiber entscheiden, ob es weiterhin Rahmenbestimmungen fir Beihilfen an den
Schiffbau bedarf oder ob die horizontalen V orschriften hier ausreichen”.

DE



10.

11.

12.

Im Bereich der Regionalbeihilfen wird die Kommission 2013 die horizontalen
Leitlinien fir staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung 2007-2013% tiberpriifen.
Sie wird deshalb zunéchst weiterhin dieselben Regionalbeihilfevorschriften auf den
Schiffbau anwenden, die derzeit nach den Rahmenbestimmungen von 2003
vorgesehen sind, um die Situation dann im Zuge der Uberarbeitung der Leitlinien fir
staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung erneut zu beurteilen.

Fir Ausfuhrkredite sollen diese Rahmenbestimmungen die Einhaltung der geltenden
internationalen Verpflichtungen gewéahrleisten.

Diese  Rahmenbestimmungen enthalten deshalb sowohl Bestimmungen Uber
Innovations- und Regionalbeihilfen fir den Schiffbau als auch Bestimmungen tber
Ausfuhrkredite. Dartiber hinaus konnen Beihilfen fir den Schiffbau nach dem AEUV
und nach den horizontalen Beihilfeinstrumenten” als mit dem Binnenmarkt vereinbar
angesehen werden, sofern darin nichts anderes vorgesehen ist.

Nach Artikel 346 AEUV und vorbehaltlich des Artikels348 AEUV kann jeder
Mitgliedstaat die Mal3nahmen ergreifen, die seines Erachtens fur die Wahrung seiner
wesentlichen Sicherheitsinteressen erforderlich sind, was die Finanzierung von
Schiffen fur militérische Zwecke angeht.

Die Kommission beabsichtigt, die in diesen Rahmenbestimmungen niedergel egten
Grundsétze vom 1. Januar 2012 bis zum 31. Dezember 2013 anzuwenden. Danach
erwagt die Kommission, die Bestimmungen dber Innovationsbeihilfen in den
Gemeinschaftsrahmen fir staatliche Belhilfen fir Forschung, Entwicklung und
Innovation® zu Ubernehmen und die Regionalbeihilfen fir den Schiffbau in die
Leitlinien fUr staatliche Beihilfen mit regionaler Zielsetzung zu integrieren.

ANWENDUNGSBEREICH UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Nach diesen Rahmenbestimmungen kann die Kommission Beihilfen fur Werften, im
Falle von Ausfuhrkrediten Beihilfen fir Reedereien, die fur den Bau, die Reparatur
oder den Umbau von Schiffen gewahrt werden, Innovationsbeihilfen fir den Bau
schwimmender und beweglicher Offshore-Strukturen genehmigen.

Im Sinne dieser Rahmenbestimmungen bezeichnet der Ausdruck
a) ,Schiffbau” den Bau von Handelsschiffen mit Eigenantrieb in der Union;

b) ,Schiffsreparatur® die in der Union durchgeflihrte Reparatur oder
Instandsetzung von Handel sschiffen mit Eigenantrieb;
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ABI. C 54 vom 4.3.2006, S. 13.

So sind in den Leitlinien der Gemeinschaft fur staatliche Umweltschutzbeihilfen (ABI. C 82
vom 1.4.2008, S.1) z.B. die Voraussetzungen fur die Genehmigung von Beihilfen fur Werften
festgelegt, die umweltfreundlichere Produktionsverfahren einfihren wollen. Zudem kdnnen Reedereien
Beihilfen fur die Anschaffung von neuen Fahrzeugen erhalten, die Uber die Normen der Union
hinausgehen, oder durch die bei Fehlen solcher Normen der Umweltschutz verbessert wird, so dafi
insgesamt ein Beitrag zu einem umweltfreundlicheren Seeverkehr geleistet wird.

ABI. C 323 vom 30.12.2006, S. 1.
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3.1

13.

¢) ,Schiffsumbau” den in der Union durchgefiihrten Umbau von Handelschiffen
mit Eigenantrieb von mindestens 1000 BRZ®, sofern er zu einer umfassenden
Anderung des Ladeprogramms, des Rumpfes, des Antriebssystems oder der
Fahrgastunterbringung fuhrt;

d) ,Handelsschiff mit Eigenantrieb® ein Schiff, das durch einen festen Antrieb
und eine feste Steuerung alle Merkmale der Mandvrierfahigkeit fur den
Hochseeeinsatz und den Einsatz auf Binnengewassern besitzt und in einer der
folgenden Kategorien angehort:

1)  seegangige Schiffe von mindestens 100 BRZ und Binnenschiffe
entsprechender Grof3e zur Beforderung von Personen und/oder Guitern;

1) seegangige Schiffe von mindestens 100 BRZ und Binnenschiffe
entsprechender GroRe fiur die Durchfihrung von Sonderaufgaben
(z. B. Schwimmbagger und Eisbrecher);

iii)  Schlepper mit einer Leistung von mindestens 365 kW;

iv) unfertige Gehduse der unter Ziffer i), ii) und iii) genannten Schiffe, die
freischwimmend und beweglich sind;

e) ,schwimmende und bewegliche Offshore-Strukturen® Strukturen, die der
Exploration, Gewinnung oder Erzeugung von Ol, Gas und erneuerbaren
Energien dienen, und die auler dem Eigenantrieb die Merkmale eines
Handel sschiffs aufweisen.

BESONDERE MASSNAHMEN
Regionalbeihilfen

Regionalbeihilfen fir den Schiffbau, die Schiffsreparatur oder den Schiffsumbau
konnen als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen werden, wenn se
insbesondere die folgenden V oraussetzungen erfillen:

a) Die Beihilfen werden fir Investitionen zur Sanierung oder Modernisierung
bestehender Werften gewéhrt, die nicht mit deren finanzieler
Umstrukturierung verknlpft sind, und erhdhen die Produktivitdt der
vorhandenen Anlagen;

b)  In Regionen, diein Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV genannt sind und
der von der Kommission fur jeden Mitgliedstaat zur Gewdhrung von
Regionalbeihilfen angenommenen Fordergebietskarte entsprechen, liegt die
Beihilfeintensitdt nicht Gber 22,5 % Bruttosubventionsaguivalent.

¢) InRegionen, diein Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe ¢ AEUV genannt sind und
der von der Kommission fur jeden Mitgliedstaat zur Gewdhrung von
Regionalbeihilfen angenommenen Fordergebietskarte entsprechen, liegt die
Belhilfeintensitéat nicht Uber 12,5 % Bruttosubventionsaquivalent bzw. nicht

Bruttoraumzahl.
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3.2.
3.2.1.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

Uber der anwendbaren Hochstgrenze fir Regionalbeihilfen, wobei der
niedrigere Wert mal3gebend ist.

d) DieBeihilfeist auf die férderfahigen Ausgaben im Sinne der Definition in den
Leitlinien fOr staatliche Beihilfen mit regionaer Zielsetzung 2007-2013
beschrankt.

I nnovationsbeihilfen
Bei hilfefahige Vorhaben

Beihilfen fur Innovationsmaf3hahmen fur den Schiffbau, fur Schiffsreparaturen oder
Schiffsumbauten kdnnen bis zu einer Bruttobei hilfeintensitét von hdchstens 20 % als
mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen werden, sofern sie sich auf die
industrielle Anwendung innovativer Produkte und Verfahren, d. h. technisch neuer
oder wesentlich verbesserter Produkte und Verfahren im Vergleich zum Stand der
Technik in der Schiffbauindustrie in der Union, beziehen, die das Risko eines
technischen oder industriellen Fehlschlags bergen. Innovationsbeihilfen fir die
Ausrtstung und Modernisierung von Fischereifahrzeugen sind als nicht mit dem
Binnenmarkt vereinbar anzusehen, ausgenommen wenn die in Artikel 25 Absétze 2
und 6 der Verordnung des Rates vom 27.Juli 2006 Uber den Europaschen
Fischereifonds’ oder in den darauffolgenden Bestimmungen festgelegten
Bedingungen erfillt sind. Einer Werft kann keine Beihilfe gewahrt werden, wenn
eine Behilfe vom Europdischen Fischereifonds, oder vom darauffolgenden
Rechtsakt oder irgendeine andere 6ffentliche Hilfe fur dasselbe Schiff gewahrt wird.

Innovative Produkte und Verfahren im Sinne von Nummer 14 sind Qualitdts- und
Leistungsverbesserungen im Umweltbereich (z. B. Optimierungen im Hinblick auf
Kraftstoffverbrauch, Motorenemissionen, Abfalle und Sicherheit).

Zielen Innovationen auf einen besseren Umweltschutz ab und fihren sie zur
Einhaltung neuer Unionsnormen mindestens ein Jahr vor deren Inkrafttreten oder
fuhren sie bei Fehlen entsprechender Unionsnormen zu einer Verbesserung des
Umweltschutzniveaus oder ermdglichen sie es, Uber die Unionsnormen
hinauszugehen, kann die Beihilfehochstintensitat auf bis zu 30 % brutto angehoben
werden. Die Ausdricke ,,Unionsnormen” und ,Umweltschutz* haben den in den
Leitlinien der Gemeinschaft fur staatliche Umweltschutzbeihilfen festgelegten Sinn.

Bei den innovativen Produkten, die die Voraussetzungen von Nummer 14 erfillen,
handelt es sich entweder um einen neuen Schiffstyp, d. h. um das erste Schiff einer
potentiellen Schiffsserie (Prototyp), oder um innovative Schiffsteile, die als separate
Komponenten vom Schiff getrennt werden kénnen.

Sofern die unter Nummer 14 genannten Kriterien erfullt sind, beziehen sich
innovative Prozesse auf die Entwicklung und Umsetzung neuer Prozesse in
Produktion, Management, Logistik und Technik.

Innovationsbeihilfen sind nur mit dem Binnenmarkt vereinbar, wenn sie fUr die erste
industrielle Anwendung innovativer Produkte und Verfahren gewéahrt werden.

ABI. L 223 vom 15.8.2006, S. 1.
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3.2.2.

20.

21.

22.

3.2.3.

23.

24,

3.24.

25.

Beihilfefahige Kosten

Innovationsbeihilfen fur Produkte und Verfahren missen auf die Deckung der
Aufwendungen fir Investitionen und Konstruktions-, Ingenieur- und Testtatigkeiten
beschrénkt sein, die sich direkt und ausschliefdlich auf den innovativen Teil des
\ orhabens beziehen und nach Beantragung der Innovationsbeihilfe anfallen®.

Als beihilfefahige Kosten gelten die Kosten der Werft sowie Kosten fur die Vergabe
Offentlicher Liefer- und Dienstleistungsauftrage an Dritte (z. B. System- und
Turnkey-Anbieter sowie Subunternehmen), sofern die betreffenden Lieferungen und
Dienstleistungen in engem Zusammenhang mit der Innovation stehen. Die
bei hilfefahigen Kosten sind im Anhang genauer definiert.

Die vom Mitgliedstaat zu bestimmende fur Innovationsbei hilfen zustandige nationale
Bewilligungsbehtrde muf die beihilfefdhigen Kosten anhand von Schétzungen
Uberprifen, die vom Antragsteller vorzulegen und zu belegen sind. Machen Werften
Kosten fir Lieferungen und Dienstleistungen geltend, so dirfen den Anbietern dieser
Lieferungen und Leistungen keine Beihilfen fir denselben Zweck gewahrt worden
sein.

Bestatigung des innovativen Charakters des VVorhabens

Damit eine Innovationsbeihilfe nach diesen Rahmenbestimmungen als mit dem
Binnenmarkt vereinbar angesehen werden kann, muf3 bel der zustdndigen nationalen
Behorde ein Antrag gestellt werden, bevor der Antragsteller eine verbindliche
Vereinbarung Uber die Durchfihrung des Vorhabens schliefd, fur die die
Innovationsbeihilfe beantragt wird. Der Antrag muf3 sowohl eine qualitative als auch
eine quantitative Beschreibung der Innovation enthalten.

Die zustandige nationale Behdrde muf3 sich von einem unabhangigen und fachlich
kompetenten Gutachter bescheinigen lassen, dald3 die Beihilfe fir ein Vorhaben
beantragt wird, bei dem es sich im Vergleich zum Stand der Technik in der
Schiffbauindustrie der Union um ein technisch neues oder wesentlich verbessertes
Produkt oder Verfahren handelt (qualitative Bewertung). Die Beihilfe kann nur als
mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen werden, wenn der unabhangige, fachlich
kompetente Gutachter der zustandigen nationalen Behorde bescheinigt, dal3 sich die
fur das Vorhaben berechneten beihilfefdhigen Kosten ausschliedlich auf die
innovativen Teile des V orhabens beziehen (quantitative Bewertung).

Anr ei zeffekt

Innovationsbeihilfen im Sinne diessr Rahmenbestimmungen missen enen
Anreizeffekt aufweisen, d. h. das Verhaten des Beginstigten dahingehend andern,
dal er zu verstérkter Innovationstétigkeit veranlaldt wird. Die Beihilfen missen dazu
fihren, dald3 die Innovationstdtigkeit im Hinblick auf Umfang, Reichwelte,
aufgewendete Mittel oder Geschwindigkeit gesteigert wird.

Ausgenommen sind Kosten fir Machbarkeitsstudien fir innovative Verfahren, die innerhalb von
12 Monaten vor Antragstellung durchgeftihrt wurden.
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26.

27.

28.

29.

30.

3.3.

31

Im Einklang mit Nummer O ist die Kommission der Auffassung, dal3 Beihilfen
keinen Anreiz fir den Beihilfeempfénger darstellen, wenn dieser bereits vor Stellung
des Beihilfeantrags bei den nationalen Behorden mit dem V orhaben® begonnen hat.

Um zu Uberprifen, ob die Beihilfe den Beglinstigten zur Anderung seines Verhaltens
und zur Intensivierung seiner Innovationstdtigkeiten veranlassen wird, muf3 der
Mitgliedstaat eine Ex-ante-Bewertung der Innovationssteigerung vorlegen, die auf
einem Vergleich der Situation ohne Behilfe mit der Situation nach
Beihilfegewahrung basiert. Hierfur kénnen zusammen mit sonstigen Zahlenangaben
und/oder qualitativen Faktoren, die vom Mitgliedstaat mit seiner Anmeldung nach
Artikel 108 Absatz3 AEUV vorgelegt werden, die anzuwendenden Kriterien
Innovationssteigerung in Bezug auf Umfang, Reichwelite, aufgewendete Mittel oder
Geschwindigkeit der Innovationstétigkeiten einschlief3en.

Sofern zumindest bei einem dieser Faktoren signifikante Veranderungen unter
Berticksichtigung des normalen Verhaltens eines Unternehmens in dem betreffenden
Wirtschaftszweig nachgewiesen werden konnen, nimmt die Kommission im
Regelfall an, dal? die Beihilfe einen Anreizeffekt aufweist.

Bei der Wirdigung einer Beihilferegelung werden die Voraussetzungen fir einen
Anreizeffekt als erflllt gelten, wenn der Mitgliedstaat sich verpflichtet,
Einzelbeihilfen im Rahmen der betreffenden genehmigten Regelung nur zu
gewahren, nachdem er sich vergewissert hat, dal3 ein Anreizeffekt vorliegt, und tber
die Durchfihrung der genehmigten Beihilferegelung jahrlich Bericht zu erstatten.

Antrégen auf Innovationsbeihilfen darf nur unter der Bedingung stattgegeben
werden, dal3 der Belhilfeempfanger eine verbindliche Vereinbarung Uber die
Durchfihrung  des  betreffenden Schiffbau-, Schiffsreparatur- oder
Schiffsumbauvorhabens bzw. -verfahrens schliefdt, fir das die Innovationsbeihilfe
beantragt wurde. Zahlungen kdnnen erst nach Unterzeichnung des entsprechenden
Vertrags geleistet werden. Wird der Vertrag aufgelost oder das Vorhaben
aufgegeben, sind alle bereits geleisteten Beihilfezahlungen zuzlglich Zinsen ab
Auszahlungsdatum zu erstatten. Wird das V orhaben nicht abschlossen, sind die nicht
zur Deckung der beihilfeféhigen Innovationskosten verwendeten Beihilfen zuziglich
Zinsen zurtckzuzahlen. Der Zinssatz mufd mindestens den von der Kommission
festgel egten Referenzzinssatzen entsprechen.

Ausfuhrkredite

Beihilfen fir den Schiffbau in Form von staatlich geférderten Kreditfazilitéten
zugunsten inlandischer und auslandischer Reedereien oder zugunsten von Dritten fr
den Bau oder Umbau von Schiffen kénnen als mit dem Binnenmarkt vereinbar
angesehen werden, wenn sie mit den enschldgigen Bestimmungen des
OECD-Ubereinkommens von 1998 uber Leitlinien fur offentlich unterstiitzte
Exportkredite und der Sektorvereinbarung Uber Exportkredite fir Schiffe oder mit
Folgevorschriften, die in einem solchen Ubereinkommen enthalten sind oder ein
solches Ubereinkommen ersetzen, im Einklang stehen.

Dies schliefdt nicht Machbarkeitsstudien aus, die vom potentiellen Beihilfeempfanger vorab in Auftrag
gegeben wurden, und die nicht vom Beihilfeantrag gedeckt sind.
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32.

33.

35.

36.

UBERWACHUNG UND BERICHTERSTATTUNG

Die Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates vom 22. Méarz 1999 uber besondere
Vorschriften fir die Anwendung von Artikel 93 des EG-Vertrags® und die
Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommission vom 21. April 2004 zur
Durchfiihrung der Verordnung (EG) Nr.659/1999 des Rates Uber besondere
Vorschriften fir die Anwendung von Artikel 93 des EG-Vertrags™ verpflichten die
Mitliedstaaten dazu, der Kommission Jahresberichte CUber alle bestehenden
Beihilferegelungen vorzulegen. Bel Erlald eines Beschlusses nach diesen
Rahmenbestimmungen kann die Kommission die Mitgliedstaaten bel
Innovationsbeihilfen, die GrofRunternehmen im Rahmen einer genehmigten Regelung
gewahrt werden, ersuchen, u. a. anhand der in Nummer 3.2.4 angegebenen Kriterien
zu erlautern, in welcher Weise bei den Behilfen zugunsten dieser grof3en
Unternehmen die Voraussetzungen fir das Vorliegen des Anreizeffekts gewahrleistet
wurden.

KUMULIERUNG

Die in diesen Rahmenbestimmungen festgelegten Hochstgrenzen gelten unabhéngig
davon, ob die Beihilfen ganz oder teilweise aus einzelstaatlichen Mitteln oder aus
Mitteln  der Union finanziet werden. Die in Anwendung dieser
Rahmenbestimmungen genehmigten Beihilfen dirfen nicht mit anderen Formen
staatlicher Beihilfen im Sinne des Artikels107 Absatz1 AEUV oder mit einer
anderen Form der EU-Forderung kombiniert werden, wenn sich aus dieser
Kumulierung eine hohere als die in diesen Rahmenbestimmungen festgelegte
Beihilfeintensitét ergibt.

Dienen die Beihilfen verschiedenen Zwecken und betreffen sie dieselben
beihilfefahigen Kosten, so ist die gunstigste Hochstgrenze anwendbar.

ANWENDUNG DIESER RAHMENBESTIMMUNGEN

Die Kommission wird die in diesen Rahmenbestimmungen niedergelegten
Grundsitze vom 1. Januar 2012 bis zum 31. Dezember 2013 anwenden. Die
Kommission wird diese Grundsdtze auf alle angemeldeten Beihilfemaldnahmen
anwenden, zu denen sie nach dem 31. Dezember 2011 einen Beschluld zu erlassen
hat, auch wenn die Vorhaben vor der Vertffentlichung angemeldet worden sind.

Gemdld der Bekanntmachung der Kommission Uber die zur Beurtellung
unrechtméRiger staatlicher Beihilfen anzuwendenden Regeln wendet die
Kommission die in diesen Rahmenbestimmungen festgelegten Grundsétze auf nicht
angemeldete Beihilfen an, die nach dem 31. Dezember 2011 gewahrt wurden.

10
11
12

ABI. L 83vom 27.3.1999, S. 1.
ABI. L 140 vom 30.4.2004, S. 1.
ABI. C 119 vom 22.5.2002, S. 22.

DE



DE

1)

ANHANG
Beihilfefahige K osten bei I nnovationsbeihilfen fir den Schiffbau

Neuer Schiffstyp

Beim Bau eines neuen Schiffstyps, der fir eine Innovationsbeihilfe in Betracht
kommt, sind die folgenden Kosten beihilfeféhig:

a)  Kosten der Konzeptentwicklung;
b) Kosten des Konzeptentwurfs,

¢) Kosten des funktionellen Entwurfs;
d) Kosten des Detailentwurfs,

e) Kosten von Studien, Tests, Mock-ups und dhnliche Kosten im Zusammenhang
mit der Schiffsentwicklung und -konstruktion;

f)  Kosten der Planung der konstruktiven Umsetzung;
g) Kosten von Tests und der Erprobung des Produkts.
h)  Erhohte Arbeits- und Gemeinkosten fir einen neuen Schiffstyp (Lernkurve).

Fir die Zwecke von Buchstaben a bis g sind Kosten im Zusammenhang mit der
normalen Konstruktion bei friheren Schiffstypen ausgenommen.

Fir die Zwecke von Buchstabe h kénnen Produktionsmehrkosten fir eine Beihilfe in
Betracht kommen, wenn sie zur Erprobung der technischen Innovation unbedingt
erforderlich und auf den ndtigen Mindestbetrag beschréankt sind. Aufgrund der
technischen Anforderungen beim Bau eines Prototyps Ubersteigen die
Produktionskosten des ersten Schiffs in der Regel die Produktionskosten spéaterer
Schwesterschiffe. Diese Produktionsmehrkosten werden a's Differenz zwischen den
Arbeitskosten und den damit verbundenen Gemeinkosten fur das erste Schiff eines
neuen Typs und den Produktionskosten spaterer Schiffe derselben Serie
(Schwesterschiffe) definiert. Die Arbeitskosten umfassen L ohne und Sozial abgaben.

Dementsprechend kdénnen in begrindeten Fallen ausnahmsweise hdchstens 10 % der
Produktionskosten im Zusammenhang mit dem Bau eines neuen Schiffstyps als
beihilfefahige K osten angesehen werden, wenn diese Kosten fir die Validierung der
technischen Innovation erforderlich sind. Begriindete Félle sind Félle, in denen die
Produktionsmehrkosten auf Uber 3 % der Produktionskosten der spéter gefertigten
Schwesterschiffe geschétzt werden.
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2)

3)

Neue Schiffsteile und -systeme

Bei neuen Schiffsteilen oder -systemen, die fUr Innovationsbeihilfen in Betracht
kommen, sind die folgenden Kosten beihilfeféhig, sofern sie in engem
Zusammenhang mit der Innovation stehen:

a)  Konstruktions- und Entwicklungskosten;

b)  Kosten der Tests an dem innovativen Schiffsteil sowie der Mock-ups,

¢) Material- und Ausrtstungskosten;

d) in Ausnahmefdllen Kosten des Baus und Einbaus neuer Schiffsteile oder
-systeme, die fur die Validierung der Innovation erforderlich und auf den
notigen Mindestbetrag beschréankt sind.

Neue Verfahren

Bei neuen Verfahren, die fir Innovationsbeihilfen in Betracht kommen, sind die
folgenden Kosten beihilfefdhig, sofern sie in engem Zusammenhang mit dem
innovativen Verfahren stehen:

a)
b)
c)

d)

Konstruktions- und Entwicklungskosten;
Material- und Ausrtstungskosten;
gegebenenfalls Kosten der Erprobung des neuen Verfahrens;

Kosten von Machbarkeitsstudien, die innerhalb von 12 Monaten vor
Beantragung der Beihilfe erstellt wurden.

10

DE



	265-Anlage 3.pdf
	MITTEILUNG DER KOMMISSION
	RAHMENBESTIMMUNGEN ÜBER BEIHILFEN FÜR DEN SCHIFFBAU
	1. ALLGEMEINES
	2. ANWENDUNGSBEREICH UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN
	3. BESONDERE MASSNAHMEN
	3.1. Regionalbeihilfen
	3.2. Innovationsbeihilfen
	3.2.1. Beihilfefähige Vorhaben
	3.2.2. Beihilfefähige Kosten
	3.2.3. Bestätigung des innovativen Charakters des Vorhabens
	3.2.4. Anreizeffekt

	3.3. Ausfuhrkredite

	4. ÜBERWACHUNG UND BERICHTERSTATTUNG
	5. KUMULIERUNG
	6. ANWENDUNG DIESER RAHMENBESTIMMUNGEN




